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Preuſſe n. 
0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
19. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (13. März). 

Eröffnung 10 Uhr. Am Miniſtertiſche der Miniſter v. Mühler und 
mehrere Regierungs⸗Commiſſare. Ä ? 8 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung mit fofortigem Eintritt in die 
Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über die Petitionen der Diſſi⸗ 
denten. Ein vom Abg. Dr. Lette ee Geſetz⸗Entwurf wird ver⸗ 
leſen, aber nicht genügend unterſtützt, folglich nicht der Discuſſion ausgeſetzt. 

gr v. Mühler: Das Verhalten, welches die kgl. Staats: 
Regierung den ſog. freien Gemeinden gegenüber zu beobachten hat, iſt durch 
die allgemeinen Landesgeſetze beſtimmt. Nach der Verfaſſungs⸗Urkunde 
(Art. 12) iſt allen Staatsbürgern die Freiheit des religibſen Bekenntniſſes, 
der Vereinigung zu Religions⸗ eſellſchaften und der gemeinſamen häuslichen 
und öffentlichen Religionsübung gewährleiſtet. Dieſe Freiheit genießen auch 
die Anhänger der eben genannten Gemeinden. Der Commiſſions⸗Bericht 
erkennt an, daß eine Bedrückung derſelben durch rechtswidrige Maßnahmen 
nicht ſtattfindet, und es nicht die Abſicht der Staatsregierung, fie in der 
durch das Geſetz ihnen gewährleiſteten Freiheit zu beeinträchtigen. Wenn 
dagegen die gegenwärtigen Petitionen darauf ausgehen, die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze zu Gunſten der Anhänger der freien Gemeinden abzuändern und ihnen 
neue Vorrechte und Begünſtigungen zu Theil werden zu loſſen, ſo muß die 
tgl. Staatsregierung hierzu ihre Mitwirkung verſagen. Die Staatsregie⸗ 
rung kann es nicht als ihren Beruf anſehen, ein von den Grundlagen gött⸗ 
licher Offenbarung losgelöſtes Diſſidententhum zu pflegen und zu befeſtigen. 
Sie vermag darin nur eine Verirrung zu erblicken (Oh, oh! links.), welche 
ſie ihrem natürlichen Verlaufe überlaffen muß. Allein in dem Glauben an 
den lebendigen perſönlichen Gott, wie er in der heiligen Schrift alten und 
neuen Teſtaments geoffenbaret ift und in dem Gehorſam gegen feine Gebote, 
erkennt fie die ſichere Bürgſchaft auch für die zeitliche Wohlfahrt der Nation. 
. ſie ſich zu dieſem Glauben bekennt, wird ſie in ihm Maß und Richt⸗ 
— art In die ihr hier angeſonnene legislatoriſche Thätigkeit finden. 
(Bravo rechts. 

Abg. Schultz⸗ Borken (für fein Amendement): M. H.! Der Abgeord⸗ 
nete für den Landkreis Elberfeld (Jung) iſt zu dem unrichtigen Urtheile, daß 
der erſte Theil meines Amendements allzu kühn fei, nur dadurch gelangt, 
daß er dabei den zweiten Theil vollſtändig ignorirt hat, oder vielmehr, weil 
er dieſen Nachſatz für bedeutungslos und unnütz erklärte, da die Regierung 
längſt die freien Gemeinden als religiöſe Geſellſchaften anerkannt habe. 
M. 2 Im Jahre 1859 hat der damalige Kultusminiſter v. Bethmann⸗ 
Hollweg allerdings den freien Gemeinden im Ganzen recht wohlwollende 
Geſinnungen zu erkennen gegeben, aber doch auch die vielen Bedenken nicht 
verſchwiegen, die ihr: auſſtoßen mußten. Er hat ausdrücklich hervorgehoben 
daß ſie ſich conſolidiren und dem Geiſte der göttlichen Kraft und Wahrheit 
im Chriſtenthum näher treten müßten; dann erſt werde der Zeitpunkt ge⸗ 
kommen ſein, vielleicht die Ertheilung von Corporationsrechten in Erwägung 

u ziehen; früher aber nicht, denn bei vielen dieſer Gemeinden ſei ſelbſt das 
etenntniß des lebendigen perſönlichen Gottes ſehr in Zweifel zu ziehen. 
In dieſem Urtheil, m. H., ſcheint mir keine Anerkennung zu liegen. Was 
die frühere Regierung anbetrifft, und wie die gegenwärtige darüber denkt, 
haben Sie eben aus der Rede des Herrn Cultusminiſters entnehmen können, 
und wenn Sie ſich der Ausführungen erinnern, die der Commiſſarius des 
Juſtizminiſters in der Commiſſion entwickelte, fo werden Sie noch weniger 
dafür balten können, daß die freien Gemeinden als religiöſe Geſeliſchaften 
bereits anerkannt ſind. 8 
M. H.] Der Abgeordnete für Raſtenburg iu Techow) hat mich uns 
verſtändlich gefunden, aber das Wort Religion findet ſich in der Verfaſſung 
‚und in den Übrigen Geſetzbüchern und es iſt füglich nicht anzunehmen, daß 
damit nicht ein beſtimmter Sinn verbunden ſein ſollte. Die Bedenken, ſich 
darüber auszusprechen, ſind nur daraus erklärlich, daß man die beiden Be⸗ 
griffe: Religion efühl und Religionsbegriff, die doch gar nicht ſo ſchwer zu 
ſcheiden ſind ſich nicht ganz deutlich gemacht hat. Wie die Theologie die 
Leh ke vom Daſein und Weſen Gottes ift, fo iſt Religion das Gefühl der 
Verehrung Gottes. Allerdings können die Religionen verſchieden ſein; Mo⸗ 
ſes dachte ſich die Verehrung Gottes anders als Chriſtus; wo dieſe Vereh⸗ 
rung aber gar nicht geübt wird, da giebt es auch keine Religion. M. H.! 
das finden wir auch in den preußiſchen Geſetzbüchern. Das allgemeine Land⸗ 
recht hat Ehrfurcht gegen Gott, Gehorſam den Geſetzen und Treue gegen 
den Staat geboten; darin liegt ſowohl eine Anerkennung, als eine Vereh⸗ 
rung Gottes. Und wie ſich die freien Gemeinden zu dieſen Geboten ſtellen, 
das hat in der vorigen Sitzung der Abg. für Neuftettin in fo Harer und 
ſachgemäßer Darſtellung nachgewieſen, daß es mir völlig unbegreiflich ift, 
wie der Abg für Raſtenburg ſich dagegen ereifern kann, noch dazu mit jo 
abgenutzten Waffen, wie die Hinweiſung auf Inquiſition, Ketzergerichte u.. w. 
ch will keineswegs das Recht der religiöſen Ueberzeugung und der #eli- 
gionsfreibeit antaften, aber m. H., nur die individuelle Freiheit iſt durch 
das Geſetz gewährleiſtet, und wenn eine Anzahl Individuen auf Grund 
deſſen, daß ſie ſich eine Religionsgeſellſchaft nennen, geſetzliche Recht verlan⸗ 
en, ſo e en, daß ſie eine Neligionsgeſellſchaft im 
nne des Ge ‚md, 
Auch das bat der Abg. für Neuſtettin mit unwiderleglicher Klarheit be: 
wieſen. Wenn die freien Gemeinden als religibſe Geſellſchaften anerkannt 
werden follen, jo müſſen alle drei Factoren der Geſetzgebung darin überein: 
immen, daß ſie Anſprüche auf geſetzliche Rechte haben. Die Commiffion 
at ſich darüber nicht n deutlich ausgeſprochen, doch ſcheint ſie den Fall 
bejaben zu wollen. Ich nicht, m. H.] Ich bin gern geneigt, fie als Huma⸗ 
nitätsgeſellſchaften, oder als Sittlichkeitsgeſellſchaften anzuerkennen, ich will 
auch jeden Einzelnen nach ſeinem perſönlichen Werthe hochſchätzen, aber ich 


dermag nicht, den freien Gemeinden den Charakter von Religionsgeſellſchaften 


beizulegen. In ihren Statuten kommt in Wahrheit das Wort Gottesfurcht 
nicht — PR fo 5 Gott; ſelbſt das Wort Religion iſt vermieden, und 
ich, m. H.! kann mich nicht von der Ueberzeugung trennen, daß, fo gut im 
Stagtsgeſetz das Wort Staat vorkommt, ebenſo gut in einem Religionsgeſetz 
die Worte Gott und Religion vorkommen müſſen. Aber noch mehr, auch die 
Uebernahme der Verpflichtung des Gehorſams den Geſetzen und der Treue 
egen den Staat finde ich nicht in dieſen Statuten. Vor allen Dingen müs 
— wir alſo zuerſt feſtſtellen, ob die freien Gemeinden wirklich Religions 
eſellſchaften jind; find fie es, dann können wir ihnen natürlich nicht die ae: 
etlichen Rechte vorenthalten; wollen wir aber, ehe die Vorfrage entſchieden 
i, ibnen dieſelben zugeſtehen, jo tragen wir dazu bei, den Religionsbegriff 
überhaupt zu — und das Weſen der Religion zu ſchädigen. 

„5. Alle Vorredner haben gleiche Gerechtigkeit gegen alle Staats⸗ 
bürger gefordert, und ich bin damit vollkommen einverstanden: justitia est 
fundamentum regnorum, Machen wir dieſen Satz zur Grundlage für unſere 
Beſchlüſſe, ich wünſche es von Herzen. Aber nicht minder wahr und beber- 
zigenswerth iſt ein anderer Sprud: religio est fundamentum justitiae, und 
das iſt kein neuer Gedanke; wir begegnen ihm bei den weiſen Männern 
aller Völler und Religionen, bei den Weiſen der Juden, wie des Griechen⸗ 
und des Römerthums. Schaffen Sie die Religion aus der Welt und Sie 
werden die Gerechtigkeit aus der Welt ſchaffen. Durch eine Verdunkelung 
des Begriffes Religion werden ſie nichts Gutes erzielen; das Landrecht und 
die 1 wollen 1 He eben ſo wenig die Verfaſſung; ich bitte Sie, 
m. H., thun Sie es auch nicht. 

Abg. Wachler (für den Commiſſions⸗Antrag): Nach dem, was mir heute 
aus dem Munde des Herrn Miniſters gehört haben, könnten wir auf eine 
weitere Debatte verzichten; ich glaube aber, daß wir trotzdem die Pflicht ha⸗ 
ben, unſere Meinung auszuſprechen. Zunächſt muß ich mich mit dem Hrn. 
Reichenſperger über Seine uffaſſung von Petitionsrecht und legislatoriſcher 
Iniative abfinden. Hr. Reichenſperger zeibt die Petenten des Uebergriffes 
über die Rechte, die ihnen Axt. 32 und 64 der Verfaſſung einräumen. Er 
u acht dem Vorſitzenden der Commiſſion, als bekannten Staatsrechtslehrer, 
den Vorwurf, daß er die Debatte nicht von vornherein abgeſchnitten habe. 
Nun, m. H., ich babe als Commiſſions⸗Mitglied den Herrn Vorſtzenden eine 
Zeit lang vertreten und beziehe daher den an ſeine Adreſſe gerichteten Vor⸗ 
wurf auch auf mich. Die mn haben durchaus materiell wie formell 
ſich in den Schranken der ihnen zuſtehenden Rechte bewegt; zu petitioniren 
find ſie berechtigt und der Initiative des Haufes können fie doch unmöglich 
dadurch borgegriffen haben, daß ſie ihten Wünſchen durch den beigefügten 


ſich bertheidigen, wenn der Bildung neuer Religions⸗Geſellſchaften Hinderniſſe 
entgegen geſetzt werden, allein es iſt nicht zu rechtfertigen, daß man die 
Bildung geradeswegs verhindern will. Man bleibe doch nur bei den Be⸗ 
ſtimmungen des Landrechts ſtehen, welche durch die Verfaſſung garantirt 
worden ſind. Nach dieſen ſteht der Bildung neuer Religions⸗Geſellſchaften 
und der Ertheilung von Corporationsrechten an dieſelben gar nichts entgegen. 
Der Rechtsbeſtand und die Befugniß ſelbſtſtändiger innerer Verwaltung wird 
ja auch von der Regierung nicht angetaſtet und da die Petenten in der 
Hauptſache nur die Ertheilung von Corporationsrechten wünſchen, ſo lag für 
die Commiſfon wie für das Plenum ein! gegründete Veranlaſſung vor, 
darüber in Berathung zu treten. M. H., halten wir uns an die Grundſätze 
Friedrich Wilhelm's IV. Dieſer abſolute König proclamirte unter dem 
30. März 1847 den Satz, daß, wenn die beſtehenden Geſetze nicht ausreichen, 
an der Hand der Erfahrung dieſelben erweitert werden ſollten. 

Der heutige Standpunkt des Herrn Cultusminiſters wird vollſtändig durch 
das widerlegt, was er ſelbſt an derſelben Stelle am 26. Auguſt 1862 geſagt 
hat. Damals meinte er, die Zeit zur Emanation eines Diſſidenten⸗Geſetzes 
ſei noch nicht gekommen, man müſſe erſt noch weitere Erfahrungen machen; 
vom lebendigen Gott und vom Irrthum, wovon wir heute hören, war damals 
als Grund für die Unmöglichkeit eines Geſetzes nicht die Rede. (Redner 
verlieſt die betr. Ausführungen des Cultusmin.) Dieſe Erklärung hat auch 
die Veranlaſſung zu dem Beſcheide an die Diſſidenten ſeitens des Herrn 
Miniſters gegeben; jetzt erhalten wir einen anderen Beſcheid, jetzt ſagt man 
uns, das Geſetz für die Diſſidenten wird nicht ertheilt, weil ihr Bekenntniß 
abweicht von der Auffaſſung der Regierung über den Begriff der Religion. 
Darauf konnte es aber der Com miſſion nicht ankommen, ſie hatte nur die 
Befugniß, die Rechtsſeite der Frage aufzufaſſen; das hat ſie gethan und das 
hat auch das Haus zu thun. — Das Amendement Wagener will die 
Diſſidenten⸗Angelegenheit nur auf die lange Bank ſchieben und die Petitionen 
zur Erwägung der Regierung überweiſen; das würde nach dem, was wir 
heute von dem Herrn Cultusminiſter gehört haben, völlig erfolglos fein. — 
Das Amendement Schultz (Borken) behandelt lediglich den Begriff der Re⸗ 
ligion, es will dies Haus in ein Concil umwandeln zur Entſcheidung über 
Glauben und Bekenntniß. M. H., wir haben es nur mit der Feſtſtellung 
der bürgerlichen Verhältniſſe zu thun, die religibſen Fragen muß ich wenig⸗ 
ſtens denen überlaſſen, die ſich mehr mit dergleichen befaßt haben, ihnen 
gegenüber wird der Herr Referent wohl für die richtige Antwort ſorgen. 
M. H., wir müſſen hier, ſoweit es an uns iſt, endlich Recht ſchaffen, wenn es uns 
dabei auch nicht erlaſſen bleibt, einen Theil des kirchlichen Streites mit durch⸗ 
zumachen, der nicht vor unſer Forum gehört. Wer ſo wie ich davon durch⸗ 
drungen iſt, daß in dieſer Frage etwas geſchehen muß, der wird mir zuſtim⸗ 
men: das ewige Recht der Fortbildung des Volkes darf nicht dem Buchſtaben⸗ 
rechte unterliegen. 

Abg. Kleinſorge beantragt nach einer unverſtändlichen Rede folgende 
motivirte Tagesordnung: Das Haus wolle beſchließen: „Das Haus 
der Abgeordneten in der Erwartung, daß die Vorſchrift des Artikelt 12 der 
Verfaſſung von der koͤniglichen Staatsregierung überall und vollſtändig da 
zur Geltung gebracht werde, wo ſie Anwendung finden könne, insbeſondere 
auch auf die in den einzelnen Theilen der Monarchie ſich bildenden Reli⸗ 
gions⸗Gemeinden, ſofern jede einzelne dieſer Gemeinden ſich feſt conftituirt 
und ihre Statuten beſchloſſen hat, in welchen nichts dem allgemeinen chriſt⸗ 
lichen Fundament und den Landesgeſetzen Zuwiderlaufendes enthalten iſt, 
und in welchen zugleich die allgemeinen chriſtlichen Grundlagen geſichert und 
beftimmt zu erkennen find, in der Erwägung, daß die vorliegenden 
Petitionen der freien Gemeinden dieſen nothwendigen Bedin⸗ 
gungen ihrer ſtaatlichen Anerkennung nicht entſprechen, geht 
das Haus über ſämmtliche Petitionen und ſämmtliche Anträge 
zur Tagesordnung über.“ 

Ferner iſt von dem Grafen v. Schwerin folgender Antrag eingebracht: 
„Das Haus wolle beſchließen: Die Petitionen der Diſſidenten der Regierung 
zu überweiſen, mit der Aufforderung: 1) das in der Verfaſſung § 19 ver⸗ 
heißene Geſetz über die Civilehe dem Hauſe in der nächſten Seſſion vorzule⸗ 
gon; 2) in Betreff der beantragten Corporationsrechte bei jeder einzelnen 
Petition zu prüfen, ob die Bedingungen der Dauer und Gemeinnützigkeit 
vorhanden ſind, und demgemäß dem Hauſe darüber Vorlage zu machen.“ 

Abg. Gneiſt: Die Petitions⸗Commiſſion war durchaus befugt, die Pe⸗ 
titionen der Diſſidenten zu berathen, wenn ſie auch die Geſtalt eines Geſetz⸗ 
Entwurfes angenommen haben; denn für die Form einer Petition keunt 
unſere Geſchäfts⸗Ordnung keine Einſchränkung. Die ſachliche Behandlung 
war der Commiſſion durch die Verfaſſung vorgeſchrieben. Das Dogma der 
Diſſidenten⸗Gemeinden, ihre religibſe Subſtanz zu prüfen, wie hier verlangt 
worden iſt, wem in der Welt ſteht das zu? Der Commiſſion gewiß nicht. 
Oder ſoll eine kirchliche Behörde dieſe Prüfung vornehmen? Das hieße eine 
kirchliche Partei zum Richter über die andere einſetzen. Oder eine weltliche 
Behörde, etwa der jede malige Miniſter des Innern? Eine ſolche weltliche 
Behörde a doch abſonderlich zuſammengeſetzt und ihr doch jedenfalls min: 
deſtens ein Mitglied der freien Gemeinde beigegeben ſein. Die Berjaflung, 
m. H., verlangt auch nicht die dogmatiſche, ſie kann nur die rechtliche 
Prüfung der Bedingungen verlangen, unter denen freie Gemeinden vom 
Staate anerkannt werden können; keine Maſorität eines der Häuſer oder 
beider Häuſer des Landtags kann über chriſtliche Glaubenslehren als Nor⸗ 
mativ⸗Bedingungen für die Exiſtenz der Gemeinden abſtimmen. Die Com: 
miſſton iſt dieſer Auffaſſung gefolgt, ſie hat einen Theil der Petitionen der 
Regierung zur Abhilfe überwieſen, einen anderen abgelehnt und das Mehr 
oder Weniger den Berathungen und Abſtimmungen des Hauſes anheimgegeben. 
Wie die Sache der Diſſidenten ſeit zehn Jahren liegt, kann ihr nur helfen 
durch Beſeitigung einzelner beſtimmter Beſchwerden, vielleicht wirkſamer, als 
durch principielle Reſolutionen, die unfruchtbar bleiben. 

Graf Wartensleben (für den Antrag Wagener's.): Ich muß zuvör⸗ 
derſt bitten, mich künftig nicht mehr „conſervativ“ zu nennen. M. H.! 
Nachdem der Hr. Abg. Graf Schwerin hier die Erfindung gemacht hat, daß 
er und feine Freunde die „wahrhaft Conſervativen“ ſind, muß ich, zur Ver⸗ 
meidung von Mißverſtändniſſen, meinen Namen ändern (Heiterkeit). Ich will 
underworren bleiben mit feiner Auffaſſung von der Verſaſſung, mit ſeiner 
Auffaſſung von der Behandlung der Fragen in dieſem Hauſe, die ihm ge⸗ 
ftattet, weil er in einem Theile dagegen iſt, und in dem anderen Theile dafür 
zu ſtimmen. Auch darum, weil er der Meinung iſt, daß er alle Sachen mit 
Gewiſſenhaftigkeit prüft, und immer nur das Gewiſſenhafteſte wählt und uns 
dadurch zurückſetzt, als ob wir nicht auch gewiſſenhaft prüften. Wir meinen 
ſogar, daß er zuweilen etwas anderes als das Beſſere wählt und thut. Wir 
wollen unverworren bleiben von den Anſichten dieſer Partei, die ſich am 
Deutſchthum betheiligt hat. Und ich kann für meine Perſon ſagen, ſeit dem 
Jahre 1848 ſind wir, namentlich wir Gutsbeſitzer ſo heruntergeſetzt, daß wir 
nur noch Waſſer trinken können (große Heiterkeit“). Ja, es fehlt uns ſogar 
die Fahigkeit, ein Glas Wein zu trinken (wiederholte große Heiterkeit). 
M. H.! 900 will unverworren bleiben von dem Strom der Neuerungen. Ich 
will unverworren ſein von der Maſſe von Anträgen, welche beſonders das 
Land betreffen und welche man mit dem Collectiv⸗Namen der „Lette'ſchen 
Anträge“, benennen kann. { 

M. H., ich bin ein einfacher Landmann und bei mit gilt „Lette“ für einen 
unfruchtbaren Boden, auf welchem nur Unkräuter wachſen. (Langanhaltende 
Heiterkeit. Der Präſident unterbricht den Redner.) Ich muß daher bitten, 
mich künftighin „feudal“ zu nennen! Ich weiß nicht, wie meine Collegen 
darüber denken, aber ich werde, ohne ein Feudum oder Lehn vom Könige zu 
haben, immer feudal bleiben und die Rechte meines Königs in dem Verfaſ⸗ 
ſungsſtreite Schritt für Schritt bis in die Breſche vertheidigen. — M. 9, 
es hat dem Hrn. Abg. Virchow gefangen, uns als Wilde von den Süpjee: 
Inſeln zu bezeichnen. So weit meine Erinnerungen geben, find nach Kampe's 
Reiſebeſchreibung dort Volksſtämme, welche ihre Feinde freſſen. Ich muß 
bitten, daß fie mich bei einem ſolchen Stamme naturaliſiren. Es würde mei⸗ 
nen Wünſchen ganz entſprechen. Und ich verſpreche dem Hrn. Abg. Virchow, 
den ich leider nicht auf ſeinem Platze ſehe, daß ich im vorkommenden Falle 
nach der Lehre des Hrn. Frhin. v. Knigge, welcher jagt, daß es zur Stär⸗ 
kung des Verſtandes des Menſchen beſonders gut ſei, die feinſten und edel⸗ 
ſten Theile, z. B. das Gehirn, zu verzehren, ich mich an das pathologiſche 
Gehirn des Hrn. Abg. Virchow halten werde. (Anhaltende Heiterkeit) Das 
übrige, wahrſcheinlich etwas magere Cottelet werde ich den Vögeln der Südsee 
überlaſſen, vielleicht kommt es dann als Guano ins Land und nüpt noch. 


Geſetz⸗Entwurf eine präcifere Form gegeben. — Zur Sache ſelbſt läßt es] Ich werde nun zur Sache übergehen. (Heiterkeit) In meiner religidſen 


Stellung bin ich Alt⸗Lutheraner und kann als ſolcher bezugen, welches der 
Druck iſt, den eine Regierung im Stande iſt, auszuüben. 

Ich bin daher von dieſem Standpunkte aus, wo ich vielleicht nur noch 
die Hoffnung habe, nach dem Belieben des Geiſtlichen an der Kirchhofsmauer 
verſcharrt zu werden, nach der Verordnung des hohen Miniſteriums — nicht 
des jetzigen — an dieſe Frage herangetreten, mit der partelifhen Vorein⸗ 
genommenheit, den Petenten zu einem Recht zu verhelfen, aber weder meine 
juriſtiſche, noch meine religibſe Ueberzeugung baben mich zu etwas Anderem 

ebracht, als mich für den Antrag des Herrn Wagener zu entſcheiden, den 

ie wirklich als einen gutgemeinten annehmen können. Ich ſtimme dagegen 
nicht mit dem überein, was Herr Prof. Gneiſt geſagt hat, daß es Ti hier 
nicht um eine Prüfung der Religion handele. Das Landrecht definirt nicht, 
was Religion iſt, ſondern giebt nur die Requiſite einer Religion an, die 
ſtaatliche Geltung bat. Was das Landrecht enthält, kann ich keine Religion 
nennen, denn es iſt das Geringſte, was in einem geordneten Staate von 
einem weltlichen Menſchen an Sittenlehre verlangt werden kann. Ich muß 
mich alſo dagegen erklären, daß dieſe Gemeinden als Religions⸗Geſellſchaften 
anerkannt werden. Der Herr Redner geht nunmehr auf die Anſichten ſeiner 
Gegner ein und erklärt die freien Gemeinden, die kein feſtes Fundament 
haben, eher für gemeinſchädlich als für gemeinnützig. Dann fährt er fort: 
M. H., Jahrzehnte ſind in einem Volksleben gar nichts, aber die Beſtimmun⸗ 
gen, die Sie bier treffen, ſollen Jahrhunderte für das Volksleben dauern. 
Es kommt hier auf eine Spanne Zeit nicht an, ſchließen Sie ſich daher dem 
Antrage des Abg. Wagener an, der auf lange Zeit hinausſchiebender Natur 
iſt, denn in dieſer Sache heißt es: Eile mit Weile! 

Der ganze Kniff, wenn ich mich jo ausdrücken darf, nehmen Sie es aber 
nicht übel — den die Commiſſion gemacht hat, iſt der, daß ſie eben die 
Frage wegen der Religionsgeſellſchaften gänzlich übergangen hat, und auf 
das Corporationsrecht übergegangen iſt, durch welches Sie für dieſe Ge⸗ 
meinden Vortheile zu erlangen ſuchen, die ſie in keinem anderen Staate haben. 
Wenn endlich dem Herrn Miniſter der Vorwurf gemacht worden iſt, daß er 
jetzt etwas Anderes ſage als früherbin, fo muß ich ihn, da er abweſend iſt, 
dagegen in Schutz nehmen (Stimme: Oho h hin der alten verleſenen Stelle 
weist der Herr Miniſter darauf hin, daß er die Erfahrung erſt machen wolle. 
Gegenwärtig hat er die Erfahrung gemacht, die ihn zu ſeiner Erklärung 
bingeführt hat. Nun, m. H., kommt das von dem Herrn Miniſter? Nein, 
das kommt aus dem Schooße der freien Gemeinden ſelbſt. Sind dieſe denn 
einig? Iſt denn nicht der Herr Ronge vor einiger Zeit in Breslau ge⸗ 
weſen, und hat er nicht da erklärt, das ſei keine Religion, das ſei nichts 
weiter als politiſche demokratiſche Sudelei, und hat den Paſtor wegen feiner 
Politik und feiner politiſchen Anſicht weggejagt? Nun, m. H., da Fan Sie 
doch, daß der Herr Minifter Recht hat. Ich bitte alſo, m. H., nehmen Sie 
den Wagenerſchen Antrag an. (Stimmen links: Bravo! Heiterkeit.) 

Abg. Gringmuth: Wenn die Regierung die Petenten auf den Aus⸗ 
ſterbe⸗Etat zu ſetzen beabſichtigt, ſo habe ich nichts dagegen, denn ich hege 
keine Sympathie für dieſelben; aber ich bin mit den Mitteln nicht einver⸗ 
ſtanden, welche die Regierung anwendet. Der Cultus⸗Miniſter hat die Stel⸗ 
lung der Diſſidenten eine Verirrung genannt; leider kann ich in den meiſteen 
Fällen dieſer Anſchauung nicht widerſprechen, denn viele dieſer Gemeinden 
ſtehen auf der reinen Negative. Aber ich bin der Meinung, daß man ihnen 
dennoch die Rechte gebe, die ihnen gebühren, dann werden diejenigen, die 
allen Glauben negiren, ſich in nichts auflöſen. M. H., wir wollen nicht alle 
Gemeinden mit gleichem Maße meſſen; viele Menſchen ſehen ſich aus der 
Kirche herausgedrängt, fie haben das Bedürfniß, ſich einer anderen religidfen 
Gemeinſchaft anzuſchließen. Es iſt geſagt worden, die Kirche müſſe ſich ein 
Anrecht auf die religiöſe Erziehung der Kinder bewahren, aber eines Lehrers 
Wirken wird ſehr erſchwert, wenn demſelben im elterlichen Hauſe entgegen 
gearbeitet wird. Aufgezwungener Religionsunterricht erzeugt Heuchelei und 
entſitllicht das Herz des Kindes. Gervinus ſchreibt, unter dem Metternich⸗ 
ſchen Syſtem ſeien durch den religiöfen Druck beſonders auf die Gymnaſien 
mehr Skeptiker ausgebildet, als durch Voltaire und deſſen Schule in Frank⸗ 
reich. Ich bin aus Schleſtien, wo nach dem 30 jährigen Kriege ein großer 
Theil ver evangeliſchen Lehrer vertrieben worden war. Dort ließen fi viele 
Gemeinden die aufgedrungenen Lehrer und Geiſtlichen gefallen, die Leute 
gingen ſelbſt in die Kirche, aber in den Familien wurde der evangeliſche 
Glaube im Geheimen fortgepflanzt, und als Frieprich der Große kam, er⸗ 
klärten ſie, wir ſind nicht katholiſch, wir haben nur auf eine tolerante 9 50 
rung gewartet, die uns die Ausübung unſeres Glaubens geſtattet. Sittlich 
hebt es niemals, wenn dem Volke eine Religion aufgedrängt wird. 

Es iſt geſagt worden, die Majorität werde ſich vielleicht auch für die Aner⸗ 
kennung der Mormonen ausſprechen. Das muß ich zurückweiſen, denn dieſe 
entbehren der ſittlichen Grundlage, des Erforderniſſes einer Religionsgeſell⸗ 
ſchaft. Ueber die Behauptung, auch die Mormonen trügen eine gewiſſe Re⸗ 
ligioſität in ſich, muß ich meine Verwunderung ansſprechen. Ich behandle 
die Sache nicht dogmatiſch, ſondern als eine Rechtsfrage. Man ſolle den 
Leuten die ſtaatsbürgerlichen Rechte gewähren, die die Verfaſſung ihnen giebt, 
darum ſchließe ich mich dem Commiſſions⸗Antrage an. Läge ein Geſetz vor, 
ſo würde ich Ausſtellungen zu machen haben, aber ich ſehe nur einen Antrag 
an die Regierung, dem unerträglichen Zuſtande ein Ende zu machen. 

Abg. Dr. Bernhardi (für die C.⸗A) erörtert die Beſtimmung des 8 17 
der Verordnung vom 30. März 1847 (über den Austritt aus der Kirche). 
Das Ausſcheiden aus einer Confeſſion ſei keine Kleinigkeit; es ſei ſchwer, aus 
dem angebornen Glauben zu ſcheiden und ſich einem andern zuzuwenden, und 
dies möge das Motiv fein, aus welchem jene unter gewiſſen Umſtänden ber 
dauerliche Beſtimmung über den Sühneverſuch hervorgegangen. Der Redner 
erläutert dies durch ein Beilpiel, wo Krankheit einestheils diſſidentiſcher Braut⸗ 
leute eine ſchleunige Trauung erforderlich machte. 
ſolche ſchleunige Trauung möglich, der § 17 dagegen hindere dieſelbe. 

Abg. Schulze (Berlin. (Für den Commiſſions⸗Antrag.) Meine Herren! 
Die Debatte hat hinlänglich klar gemacht, von welchem Standpunkte aus die 
Gegner der Commiſſions⸗Anträge die Petition der freien Gemeinden bekämpfen; 
ſie ſtellen dem Wunſch dieſer Gemeinden auf Verleihung der äußeren Rechte 
das theologifche Intereſſe entgegen, fie machen dieſe Rechte abhängig vom 
Begriff des chriſtiichen Glaubens, und wenn darauf hingewieſen worden, was 
den freien Gemeinden bereits geſtattet wird, fo ſcheint mir, daß den heuti en 
Erklärungen des Herrn Cultusminiſters zufolge, zwiſchen dem, was die Re⸗ 
gierung ihnen gewähren will und dem, was ſie ſelbſt erſtreben, ein weiter 
Unterſchied beſteht. Meine Herren! Der Heer Miniſter will dieſen Gemein⸗ 
den die Corporationsrechte um deshalb verweigern, weil ſie das nicht haben, 
was er Chriſtenthum nennt. Verhält ſich die Sache ſo, dann ſollte doch aber 
daraus folgen, daß ſie bloß das Recht nicht haben, chriſtliche Gemeinden zu 
fein, wohl aber das, als religiöfe Gemeinden zu gelten. 
religibſe Gemeinden aller Confeſſionen, und der Herr Miniſter ſollte fi folge⸗ 
richtig darauf beſchränken, zu ſagen: Dieſe Gemeinden nennen ſich chriſtliche, 
aber ſie find es nicht. Beſonders mihlih iſt es bei dem Standpunkte des 
Herrn Minifters, daß er ſich nicht einmal auf eine gewiſſe Einheit im cheiſt⸗ 
ſichen Dogma berufen kann; die chriſtlichen Confeſſionen find mit einander 
ſelbſt im Streit, und ich erinnere nur daran, daß vom Standpunkte der alten 
En ni dem katholiſchen Dogma aus auch die Proteſtanten nur Diſſiden⸗ 
ten ſind. 

Die freien Gemeinden werden deshalb als nicht chriſtliche bezeichnet, weil 
fie an den Glauben den Maßſtab der Vernunft ns 25 darnach ihre reli⸗ 

ioſen Ueberzeugungen abmeſſen. Nun, m H., ift es denn überhaupt denk⸗ 
ar, daß man los di einen Standpunkt ohne die Vernunft einnehmen kann, 
mühlen mit jelbit diejenigen, die fie aus teligidfen — 2 ausſchließen wol⸗ 
len, fie in Anwendung bringen, um zu dieſem Ausſchließen zu gelangen? Die 
Vernunft iſt das Organ, deſſen man auch in Glaubensſachen nicht entbehren 
kann, um zu einem Urtheil über das Gute und Rechte zu kommen. — Der 
Abg. Schultz⸗Borken erkennt die Humanitäts⸗ und Sittlichkeits⸗Beſtrebungen 
der freien Gemeinden an, aber er verwarnt uns, weil ihre Dogmenloſigkeit 
zu Tage liegt. Wer auf die Lehren der Geſchichte achtet, der wird mifen, 
daß ed nicht gerade die ftarre Dogmatik iſt, welche Humanität und Sittlich⸗ 
keit, Treue, Glauben und Gerechtigkeit in der Welt gefördert bat, und wenn, 
wie er ſagt, Inquisition und Ketzergerichte heut zu Tage leere und abgenupte 
Schrecken find, fo verdanken wir dieſen Fortſchritt doch ſicher nicht dogmati⸗ 
ſchen Beſtrebungen. Aber die ſogenannte Do menlofigteit der freien Gemein⸗ 
den ift auch nicht eine abſolute; sie halten ſich nicht blos in der Negative 
und erſtreben dahin etwas ſehr Poſitives, daß ſie die religidſe Ausbildung 


In der Kirche ſei eine 


Denn es giebt ja 


ich das Unterrichtsgeſetz nicht in meinen Antrag mit aufnahm. 


ſie einfügen. 4 
M. H. Die freien Gemeinden wollen nicht, wie man ſie fälſchlich be⸗ 
ſchuldigt, Vorrechte vor Andern, ſie wollen lediglich die ihnen zuſtehende 


Gleichberechtigung, und wenn ſie die hohen Aufgaben, die Humanität und 
Sittlichkeit an ſie, wie an alle ſtellen, erfüllen, wenn ſie der Armenpflege, der 
Kindererziehung, der Jugendbildung und was dazu gehört, genügen wollen, 
ſo bedürfen ſie vor allen Dingen der Vermögens⸗, der Corporationsrechte. 
Ich meine, daß es unſere Pflicht iſt, dies feſtzuſtellen, dann haben wir 
ſelbſt, die wir gegenwärtig nicht mehr thun können, vor dem Lande unſre 
Stellung gewahrt. 

Abg. Graf Schwerin (für ſein Amendement): M. H. Ich erkenne mit 
der Commiſſion die Nothwendigkeit an, daß für die freien Gemeinden etwas 
W müſſe, aber ich glaube, daß der Ausweg, den die Commiſſion vor⸗ 
1 65 nicht der vollſtändig correcte iſt, deshalb habe ich ſowohl im Intereſſe 

onfeſſion, der ich angehöre, als des Staats und der Geſetzgebung ges 

glaubt, mein Amendement ſtellen zu müſſen. Ich wünſche, ſoweit dies im 
Wege der Verfaſſung thunlich iſt, den freien Gemeinden bie allgemeinen 
Rechte zu Theil werden zu laſſen. In dieſer Beziehung ift von weſentlichem 
Iutereſſe für fie, I., die Regulirung des Verhältniſſes der Eheſchließung, 2. 
die Regulirung der Bedingungen des Religionsunterrichts, 3., die Regulirung 
des Corporationsrechts. Der erſte Punkt iſt auf dem Wege zu reguliren, 
den die Verfaſſung vorgeſchlagen hat und der mit den Geſetzentwürfen über 
Einführung der Civilehe ſchon mehrfach verſucht worden iſt. Der zweite 
Punkt wird ſich in gleicher Weiſe durch die Verfaſſung und das von ihr in 
Ausſicht genommene Unterrichtsgeſetz reguliren laſſen; in Betreff des dritten 
Punktes verordnet die Verfaſſung, daß die religiöſen Geſellſchaften nur durch 
ein beſonderes Geſetz Corporationsrechte erlangen können. In Betreff des 
2. Punktes bemerke ich noch, daß es eine Omiſſion meinerſeits Lee 
ei Erthei⸗ 
lung von Corporationsrechten liegt der Regierung die Pflicht der Prüfung 
ob, inwieweit ein Bedürfniß dazu vorhanden iſt. Da muß es aber der Re⸗ 
ierung genügen, wenn eine Religionsgeſellſchaft ſich dafür ausgiebt, eine zu 
fein, ein Amendement richtet ſich auf die vom Landrecht verlangten Cri⸗ 
terien. Die von der Commiſſion vorgenommene Prüfung für einzelne Ge⸗ 
meinden aus dieſem Geſichtspunkt, ſcheint mir ein ſehr gewagtes Unterneh⸗ 
men. Entweder muß das Haus die Initiative der Regierung überlaſſen, 
oder ſeinerſeits ein Geſetz über den Umfang der Prüfung vorlegen; dazu 
haben wir aber keine Veranlaſſung. 

Nach einer . Rede des Abg. Dr. Langerhans für ſein Amende⸗ 
ment erhält das Wort der 

Abg. Wantrup (für den Antrag Wageners). Wenn von 44 Diſſiden⸗ 
ten⸗Gemeinden und 10,000 Diſſidenten darin petitionirt wird, ſo ſollte man 
glauben, daß furchtbare Gravamina vorliegen. Wir haben indeſſen von dem 
Hrn. Commiſſions Vorſitzenden, auch von dem Abg. Wachler, der ſonſt für 
Alles, was Bedrückung und Vergewaltigung heißt, ein ſehr feines Gefühl 
bat, (Heiterkeit) gehört, daß keine erheblichen Beſchwerden vorliegen. Einzelne 
der Beſchwerden find überhaupt kaum Beſchwerden zu nennen. enn man 

darüber klagen will, daß vor dem Richter vor dem Austritt aus der Kirche 
eine zweimalige Erklärung gefordert wird, dann darf man ſich eigentlich auf 
einen Streit gar nicht einlahen. Wer möchte den zweimaligen Sübnever⸗ 
ſuch bei der Eheſcheidung beklagen? Aehnlich iſt der Austritt aus der Kirche; 
es handelt ſich dabei um eine Trennung von dem Leibe der Kirche, und wer, 
wie der nöß, für Lauban geſagt hat, darum nicht bei der Kirche bleiben will, 
weil er zweimal die Austrittserklärung abgeben ſol, von dem ſagen wir 
‚weg mit Schaden“, auf den wenden wir das alte Wort an: „Wären 
von uns geweſen, wären ſie bei uns geblieben.“ Es iſt unzweifelhaft, 
daß in Preußen jeder nach ſeiner Posen ſelig und unſelig werden kann; 
Gott zwingt keinen in den Himmel und der preußiſche Staat thut es au 
nicht. (Heiterkeit). Von perſönlicher Ueberzeugung iſt hier weit weniger die 
Rede, als von perſönlichen Rechten. Ueber das, was Religion iſt und was 
nicht, bedarf es keiner Prüfungs⸗Commiſſion, am allerwenigſten einer ſol⸗ 
chen, welche auch ein diſſidentiſches Mitglied haben müßte. 

Der rechtsgelehrte Vorſitzende der Pelitions⸗Commiſſion wird ja wohl von 
der Inſtitution der religiones licitae und religiones illicıtae der Römer 
wiſſen; ich glaube nicht, daß bei den Römern jemals Behörden aus beiden 
u 8 waren. Das Landrecht giebt in § 13 zu dem Begriff der 

eligion die Requiſiten und b 15 des Allg. Landrechts legt die Entſcheidung 

in die Hand der Staatsgewalt. In der Verfaſſung iſt nicht gejagt, was Re⸗ 
ligion iſt, wir müſſen daher auf das Landrecht zurückgehen, und was dort 
ſteht, das iſt bei der allgemeinen Ausdrucksweiſe noch ein Minimum. Es 
wird da von der Ehrfurcht gegen die Gottheit geſprochen, daß man meinen 
könnte, es handle fich um eine Ueberſetzung des lateiniſchen Wortes numen. 
Nun, das Landrecht trägt den Stempel der Zeit, in der es entſtanden und 
ſpricht ſo allgemein, wie ein anderes Buch, das freilich auch ſchon ein über⸗ 
wundener Standpunkt iſt. (Links Ruf: „welches ?“) Es find die „Stunden 
der Andacht“ (Heiterkeit). Die Frage, welches Buch ich gemeint habe, pro⸗ 
vocirt eine Erklärung über meinen perfönliben Standpunkt um jo mehr, als 
ich mich erinnere, daß einmal ein Abgeordneter, ich glaube der Abg. Ziegert, 
eſagt hat, mein Name ſei lein nomen propr'um, ſondern ein nomen appellativum. 
enn von religiöſem Bekenntniß die Rede iſt, jo kann doch nur christlich 
religiöſes Bekenntniß gemeint ſein und da gilt als unumſtößlich, wer die 
Gottheit Chriſti leugnet, iſt kein Chriſt, oder, wie jener Jünger der Liebe ge⸗ 
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leihung von Corporationsrechten an 


ein Diſſident), der hat keinen Gott.“ 

Sehen Sie, m. H., das iſt der Standpunkt der chriſtlichen Kirche. Ich 
will aber in dieſer Frage gar nicht meinen politiſchen Standpunkt zur Gel⸗ 
tung bringen, ich bin viel toleranter, als Sie vielleicht denken. Ein Stand⸗ 
25 „zu welchem ſich der ledernſte Rationaliſt bekennen darf, iſt der: „Re⸗ 
igion iſt Gott verehren und recht leben“; aber wenn es heißt, Gott verehren, 
ſo muß man ihn dazu doch haben. Ich will Ihnen einige Stellen verleſen, 
die vom Diſſidenten⸗ Standpunkte geſchrieben ſind und beweiſen, daß von 
Gotteserkenntniß dabei wenig die Rede iſt. (Redner verlieſt eine Reihe von 
Citaten. Ruf: „Namen nennen!“) Den Namen brauche ich Ihnen nicht zu 
nennen (Gelächter ). Es heißt u. A.: „Glaubet nichts, jo werdet Ihr ſelig“, 
ferner „Fluch dem Gotte, dem blinden, dem tauben, zu dem wir beten, an den wir 

lauben, auf den wir vergebens gehofft und geharrt haben, er hat uns ge⸗ 
0 er hat uns genarrt!“ Wenn Proudhon geſagt hat, „Eigenthum iſt 
eb 5 wie dann? Und Proudhon war ein Difhvent Widerſpruch und 
Heiterkeit). Wenn ein bedeutender Philoſoph geſagt a“ „Reue über began⸗ 
genes Unrecht iſt unwürdi “„ wie dann? (Ruf: „Namen nennen!“) Sie 
wollen den Namen wiſſen? Er heißt Spinozal (Gelächter). 

So ſtreben die Diſſidenten nur nach Auflöſung der Weltordnung, welche 
auf Religion gegründet iſt. Das Glaubensbekenntniß der Diſſidenten, auf 
das der ommifflonsbericht hinweiſt, 15 gar nichts, da liegt Ja und Nein 
zuſammen, und wo das der Fall iſt, da iſt die ſchlechteſte Theologie, wie die 

chlechteſte Politik. Der Abg. für Berlin erklärt ſich für die Dogmenloſigkeit 
(Widerſpruch), ja, wenn Sie eine Ueberzeugung ausſprechen, ſo ſprechen Sie 
doch ein Dogma, emen Ueberzeugungsſatz aus. Etwas muß es doch immer 
fein. (Heiterkeit) Auf die Vernunft kenn es dabei nicht ankommen. Jeder 
Bauernknabe ſagt Ihnen, daß es einen Gott giebt. Die Römer und Griechen 
waren äußerſt vernünftige Leute, aber das haben fie doch nicht gewußt, und 
der Bauernknabe weiß es auch nicht aus der Vernunft, ſondern er weiß 
es aus der Offenbarung. (Heiterkeit) Und nun denken Sie an die Lei⸗ 
denſchaft, m. H., wenn die Leidenſchaft wach wird, dann fällt die Ver⸗ 
nunft auf den Rücken und bricht die Naſe! (anhaltende Heiterkeit.) 
Wenn Sie auf die Reſultate der Vernunft in der Geſchichte blicken, ſo iſt 
da auch nicht viel Staat zu machen, und dieſer Satz ſteht jo feſt, daß er 
auch nicht durch Heiterkeit zu beſeitigen ift. Wenn bier immer don Sittlich⸗ 
keit und Liebe die Rede ift, fo. kann ich darauf nicht viel geben, da es 
Diſſidenten iſt, kein Mittel zu ſcheuen, die moderne Reaction zu 
(Redner verlieſt ein Eitat, welches auf Zerſtörung der Barbaren 
und Pfaffen⸗Clique, die vom Nordpol bis Südpol dieſelbe, gerichtet iſt) 
Der Diſſident, den ich vorher citirte, war Heinzen (Ah!), deſſen Sie ſich 
aus dem Jahre 1848 erinnern werden. 
Wie kann man nun dem Staate zumutben, ſolchen Leuten auf Grund 
ihrer Statuten Corporationsrechte zu Den Der Staat könnte das, wenn 
ein der Staat iſt ein ſittliches In⸗ 
ſt gewiſſermaßen eine weltliche Kirche. Gott er⸗ 
iebt ebenſo durch den Staat die Menſchen, wie durch die Kirche. Schiller 
agt mit Recht: „heilige Ordnung, ſegensreiche Himmelstochter,“ Der 
reußiſche Staat ift nad be e ee > 5 varf, mo 
ittlichke 2 ei Ders 
m keine Gewähr für die Sittli Genoſſen haften Oben. Man if lenken 
vor, können auch nicht vorkom⸗ 


ſtitut, wie die Kirche, er i 


genug, Mortarafälle kommen bei uns nicht 


men, die Sachen li gen auch nicht fo, daß fie zur fittlichen ere konn⸗ 
ten. 


Man ſpricht immer von der Erklärung des Miniſters v. Bethmann⸗ 
Hollweg, 15 wenn dieſe ſo gegeben wäre, wie man ſie interpretirtund zu verſtehen 
h bemüht, fo wäre fie ganz unerhört. Bee: v. Bethmann⸗Hollweg iſt 
n jeher ein warmer, aufrichtiger Chriſt geweſen, und jo kann feine Aeuße⸗ 


rung nur, vom christlichen Standpunkte 


4 2 5 ri E . 


1 erklärt, böchſtens aber, da man fie 
mißberftehen kann, auf einen lapsus linguae zurückgeführt werden (Gelächter) 
Was ein Miniſter ſagt, hat immer eine große Tragweite, dei uns anderen 
kommt es weniger darauf an. (Ruf: Sehr wahr! Heiterkeit!) Es freut 
mich, daß Sie noch Zeit zur Heiterkeit haben! 

Präſ. Grabow: Bei der vorgeſchrittenen Zeit mochte ich den Herrn 
Redner doch bitten, ſich kürzer zu faſſen. 5 

Abg. Wantrup (fährt fort): Ich werde mich ſo viel beſchleunigen, wie 
möglich. Wenn alſo bei uns einmal ein Wort nebenbei fällt, ſo wird es auf⸗ 
genommen, das beſorgt ſchon der bekannte Pudel, der Kladderadatſch. 
(Anhaltende Heiterkeit.) Hocherfreulich war für uns die Erklärung des Herrn 
Cultusminiſt rs, ja fie erſchien uns wie erquickender Thau. Der Abg. Techow 
rühmte uns die 8 in Baden. Nun, m. H., es iſt mit Liberalismus 
und Toleranz Manches bei uns geſündigt wo deu, aber um mit Baden 
gleichſchenklig gemacht zu werden, iſt Preußen denn doch noch nicht klein ge⸗ 
nug. (Vereinzeltes Bravo rechts, Heiterkeit links.) 

(Schluß folgt. — Das Reſultat der Abſtimmung iſt bereits durch das Te⸗ 
legramm in dem heutigen Morgenblatte bekannt geworden.) 


Berlin, 11. März. [Die Gebäudeſteuer. — Aus der 
Militär⸗Commiſſion.] Unter den Mitgliedern der äußerſten 
Linken ſoll eine Erklärung ventilirt werden, dahin gehend, daß die Er⸗ 
hebung der Gebäudeſteuer vor dem Zuſtandekommen eines Geſetzes 
über den Staatshaushaltsetat verfaſſungswidrig ſei. Man ſtützt ſich 
dabei einerſeits auf die bekannte Argumentation des Abgeordneten 
Frentzel, daß die Verfaſſung bei budgetloſen Zuſtänden nur die Fort⸗ 
erhebung der Steuern geſtatte, nicht aber die Erhebung neuer, wenn 
auch von einem früheren Abgeordnetenhauſe bewilligter Steuern; an⸗ 
dererſeits machen namentlich juriſtiſche Mitglieder der Fractian geltend, 
daß kein Landtag die Erhebung von Steuern auf Jahre voraus be⸗ 
willigen könne. Die Befugniß des früheren Abgeordneten hauſes ſei nur 
ſoweit gegangen, die Veranlagung der Gebäudeſteuer und die dazu 
nöthigen Mittel, nicht aber die ſpätere Einziehung der Steuer zu ge⸗ 
nehmigen. — Das Amendement des Abgeordneten Mühlenbeck, iſt 
in den Berichten über die Sitzungen der Militär⸗Commiſſton nicht ge⸗ 
nau wiedergegeben worden, ich theile es Ihnen deshalb in ſeinem 
Wortlaute mit: 

Das Haus der Abgeordneten wolle nach Ablebnung des Entwurfes eines 
Geſetzes, betreffend die Abänderung und Ergänzung des Geſetzes über die 
Verpflichtung zum Kriegs dienſte vom 3. September 1814, vom 2. Febr. d. J. 
beſchließen, zu erklären: 

In Erwägung, 4 - 

daß eine Ausgleichung des Gegenſatzes zwiſchen der Staatsregierung 

und dem Hauſe der Abgeordneten auch ſeitens des letzteren für dringend 

geboten erachtet wird, 8 l 

daß eine Verſtändigung über die Armeereorganiſation unmöglich, fo 
lange die beiderſeitigen Meinungsverſchiedenheiten über deren Nothwen⸗ 
digkeit und Zweckmäßigkeit jortvauert und die Regierung an der For⸗ 
derung ihrer unbedingten Anerkennung ſeſthält, 

daß die geſetzliche Regelung der Frage vielmehr der Zukunft an der 
Hand weiterer Erfahrungen zu überlaſſen iſt, 

daß, ſofern die eingetretene Nichtachtung des Bupg⸗ rechtes des Haus 
ſes zunächſt als Folge der Koſtenablehnung für eine Vermehrung der 

Armee anzuſehen it, ür die Wiederherſtellung dieſes Rechtes in der Er⸗ 

höhung der Friedensarmee auf einen nach den Staats verhältniſſen und 

dem Grundſatze der allgemeinen Wehrpflicht gerechtfertigten Stand der 

Weg der Verſtändigung geſucht werden muß, deſſen e da⸗ 

von abhängig iſt, daß zuvor das verletzte Budgetrecht nicht blos faktiſch 

wieder hergeſtellt, ſondern auch durch die in der Verfaſfung verheißenen 

Garantien auch für die Zukunft ſicher geſtellt werde, e 
erklärt das Haus der Abgeordneten ſich bereit, einer Erhöhung der Friedens⸗ 
ſtärke der Armee gegen den Beſtand vom Jahre 1859 auf 175,000 Mann, 
ausſchließlich der e en, zuzuſtimmen, ſobald das Budget⸗ 
recht des Hauſes thatſächlich wiederhergeſtellt und durch Vereinbarung eines 


Geſetzes über die Verantwortlichkeit der Miniſter und eines Geſetzes über 


15 1 und die Befugniſſe der Ober⸗Rechnungskam mer ſicher geſtellt 
ein wird. f / 

Wie verlautet wird die Ablehnung des Geſetzentwurfes in der Com⸗ 
miſſion mit allen gegen 2 oder 3 Stimmen erfolgen. Beſonders ent⸗ 
ſchiedene Gegner der Amendements ſind, mit Ausnahme Stavenhagens, 
die Abgeordneten Lehmann Beitzke und Vaerſt. Bis zum Augenblicke 
hat der Abgeordnete Lette ſein Amendement noch nicht zurückgezogen, 
doch iſt die Zurückziehung wahrſcheinlich. Was die „B.- u. H.⸗3.“ 
von einer am Sonnabend ſtattgehabten Sitzung der Militärcommilfion 
meldet, iſt Mythus. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft⸗] Wind⸗ 

in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Temve⸗ richtung und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. | rometer. ] ratur. tärke. 

Breslau, 13. März 10 U. Ab.] 329,12 | +0,4 | NW. 1. Trübe. 
14. März 6 U. Mrg.] 328,97 | —18 | ED. 1. Trübe. 


Breslau, 14. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 6 3. U.⸗P. 4 F. 8 8. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 13. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war wegen des Leichen⸗ 
begängniſſes des Herzogs von Morny fait gänzlich geſchäftslos. Die Rente 
eröffnete zu 67, 80 und ſchloß ziemlich träge zur Notiz. Conſols von Mittags 
1 Uhr waren 88% gemeldet. Schluß ⸗Courſe: z3proz. Rente 67, 75. 
Italien. 5proz, Rente 64, 75. 3pror. Spanier —. [proz. Spanier —. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 437, 50. Credit⸗Modilier⸗Aktien 868, 75. 
Lomb Eiſenb.⸗Aktien 547, 50. 

London, 13. März, Nachm. 4 Uhr. Conſols 88%, proz. Spanier 41. 
Sardinier 77. Mexikaner 25%. 5pror. Ruſſen 88%. Neue Ruſſen 88%. 
Silver 61%, Turk. Conſols 52%. proz. Ver. St.⸗Anl. pr. 1862 53%, 

Der bereits gemeldete Dampfer „Europa“ hat 13,160 Dollars an Con⸗ 
tanten aus Newyork mitgebracht. ee g 

Wien, 13. März, Nachmittags 2 Uhr. Valuten offerirt. Schluß⸗ 
Courſe: 5progent. Metalliques 71, 70. 185er Looſe 88, 75. Bank⸗ 

n 800, —. Nordbahn 182, 80. National⸗Anleihe 78, 10. Credit⸗ 
Altien 185. 40 Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 194 80. alizier 222, 50. 
London 111, 60. Hamburg 83 30 Paris 44 35 Böhm. Weſtbayn 42, 75. 
Creditlooſe 129, 30. 1860er Looſe 94, 35. Lombard. Eiſenbahn 242, — 

Frankfurt a. M., 13. März, Nachmittags 2 Uhr 30 M. Amerikaner 
auf andauernde ſtarke Arbitrageverkäufe flau. Oeſterr. Effekten ihmantend, 
nach Schluß der Börſe fefter, ſteigend. Schluß⸗Courſe: Wiener Wechſe 
105%. innländ. Anleihe 86. Neue 44 proz. Finnländ. Pfandbriefe 8374 
eprozent. Vereinigte Staaten⸗Anleihe m. 12 54%. Deiterreih. Bantı 
Untpeile 841. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 194%. Darmſt. Bank⸗Aktien 237%, 
Oeſterr.⸗Franz. Stagts⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 118 dbm. 
Weſtbahn 73%. Rhein⸗Nahebahn 33%. Ludwigsb.⸗Bexbach 148 1. Heil. 
Ludwigsbahn 135%, Darmſt. Zettel⸗Bank 260. 185 4er Looſe 77. 1860er 
Looſe 84%. 86er Looſe 93%. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. Sproz. Metall. 
62%. 4 ½ pro. Metall. 55%. " 

Frankfurt a. M., 13. März, Abends. Im beutigen Privatverkehr 
in der Effekten⸗Societät wichen Amerikaner in Folge ſortdauerrder Verkäufe 
15 57 A uf Sa wurden aber ſchließlich wieder zu 54% gehandelt. Credit⸗ 

tien 7 Ar . . 4 

Hamburg, 1 März, Nachm. 2% Ubr. Ziemliches Geſchäft bei niedti⸗ 
gen Courſen. Amerikaner anfangs zu 49% gehandelt. Neueſte ruſſ. Prä⸗ 
mien⸗Anl. 83%. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 69%. Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 81 J. Bereinsbanf 106%. Nordd. Bank 115%. Abeiniſche 11 &. 
Nordbahn 79%. Kinn, Anl. 83. öproz. Verein. Staaten⸗Anleihe pr, 862 
50 K. Diskonto 2½ %. EN 

Hamburg 13. März [Getreidemartt) Weizen in a it 
ſchaſtslos. Preiſe unverändert. Roggen ziemlich unverändert. April Mai 
5100 Pfd. brutto 78 Br., 77% Gd. Oel Mai 25%, Okt 257 —25 %, ſtill. 
Kaffee ruhig. Zink matter. 


Liverpool. 13, März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 8000 Ballen 
r Mehr Nachfrage. Preiſe feſter. Middling Upland 16, fair Dhol⸗ 


18, 115 — Jeit Dhollerah 11%, middling Dhollerah 10, Bengal 


6 7, Oomra 114 
voudon, 13. März Getreidemartt (Schluß bericht). Engliſcher 


* 


FFC ] ñ p77. 
7 8 ’ 


Weizen, gefragt, in fremdem Detailgeſchäft. Hafer ſchwankend. In 
anderen Getreidearten langſamer Verkauf. — Nebel. 
Amfterdam, 13. März. Getreide markt Schluß berich 
Roggen ziemlich unverändert und ſtill. Raps Frühjahr 69%, 


* 


d. Weizen und 
Herbſt 67. 


Rübböl Frübjahr 38%, Herbſt 37%. 


Berliner Börse vom 13. März 1865. 


Fonds- und Geld-Course. 


Freiw. Staats-Anl.‘,.(4151102% bz. 
Staats-Anl. von 1859/6 106% bz. 
dito 850, 5204 987% bz. 
dito 18534 1981, bz. 
dito 1854 4½% 10 2% ba. 
dito 1855 4 102% bz. 
dito 1856 4½ 102½ bz. 
dito 185747 2 102½ bz. 


dito 


1858 4% 102% 


1864 4½ 1021, bz. 


86 
Staats-Schuldscheine3½ 91% bz. 


präm.-Anl. von 1855 3½ 129% bz. 
Berliner Stadt-Obl... 411, 102% bz. 
3 Kur- u. Neumärk. 31 


287 ½% ©. 


Pommersche 187 ½ ba. 
E Posensche. . 4 4 —— — 
= n 8 
3 / dito neue. R 
Schlesische 1% G. 
5 Kur. u. Neumärk. 4 , f. 
5 Pommersche. 4 |98% bz. 
E Posensche . 4 196% bz. 
Preuss ische 4 984% bz. 
3 Westph. u. Rhein. 4 99 6. 

3 Sächsiche...... 4 00 R. 

Schlesische 4 99¼ B. 


Louisd'or III ba. joest Bkn. 90% bz. Ai 
Goldkronen 9. 9 br. 


Ausländische 
O esterr. Netalliquesſi 


Fonds. 
640% B. 


bz. 


Poln Bkn. — — — 


Eisenbahn-Stamm-Actien. 


1861 Zt. 


47/50 31 101 B. 
Aachen-Mastrich] — | — 4 40% bz. 


Dividende pro 1863 


D») 
al. 73 U. 


EEA ia 


8 
2 
3 
7 
E 
4 
e 
RZ 
* 


iSi 


dito Nat-Anl... 5 71 bz. u. B |iOest. südl. St.-B bz. 
dito Lott-A v 60/5 83 2 pein-Tarn 
dito dito — 153% a 1 einische 
dito ÖAer Pr.- A.] 4 79 . dito Stamm- Pr. 
dito Eisenb.-L.. |— 78½ etw. bz. [Rhein-Nahebahn — 
Russ-Eugl. Anl. 18623 87 % bz Khr. rf. K. Gldb 3 
dito Holl Anl. 18646 89 8. 7 
dito Poln. Sch-Obl.i4 74 B. hüringer 
Poln.Pfandbr III Em. 4 706 B arschau-Wien | 
Poln. Obl. a 600 Fi |4 89 % B 
dito 3 300 Fi. 5 92½ bz 
dito 4 200 FI — aan Bank- und Industrie-Papiere. 
Kurhess 40 Thlr.. — 55% G. 
5 — 1. Kassen- V. 7 
P Braunschw. B 2 — 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Bremer Bank 25010 etw, bs. 
Danziger Bank. 7¹ ee 
Berg.-Märkische..... 101% B. Darmst. Zettelb. = 1 
dito II. 101% ©. Geraer Bank. 8 » 
dito IV. IAN , B. Gothaer 7 2 
dito IILv.8t.314g.131183% 6. Hannoversche B. — 2 
Com- Minden 101½ 8. Hamb. Nordd. B. 25 
dito 1/5 103% B. V 121/39 
dito 4 [441% bz. Königsberger B 6, 
dito la 193% B Luxemburger B — $ 
dito 4½ le l % br. Magdeburger B — @. 
dito ‚4 192% bz osener Bank. 7 101% be. u. @. 
Cos.-Oderb. Jim ız uss. — 2. 
dito III. Em....1414'91%, u. 1 


üringer 
Galiz. Ludwigsb. |5 |86 st. ba. u. B. Weimar 


Niederschl.-Märk. . 4 92 
dito conv. 4 07 0 
dito IIIa 4% br. 
dito IV. 4% 10% B. 
Niederschl. Zweigb. 
Litt. o... 5 102 6. 
Oberschles. A. 4 MY, 8 
dito B. . ½ 85 6 
dito C.. 44 195% B 
dito D. 44 95% B 
dito E. 3½%84½% B 
dito F. 44101. 6 
Oest.-Franx. J 26% „ 
Oest. südl. St. 43 248 ½ 249 bz. 
Rhein. v. St. gar. 4½% 102 E. 
Rhein-Nabe-B. gar. 101 B. 


märkiſcher 
J. dit 


Gld., 1 Thl. Br., Mai⸗Juni 
Juli 38 — 7 Til. 
Sept.⸗Okt. 38 1 —K Thl. bez 
pr. 1750 Pfd. 


+ Breslau, 14. März. Wind: Weit. 


Berlin, 13. Mär 
49 Thl. ab 
Thl. dito. — Rog gen 
81—Sepfd. 35 Thl. 


1 * 1 
89.8 1 B. 


5 133%, be. 

IId“ ba. u. C. 
me 
n. 55 


Lieferung pr. März 21% Thl. Br., 
b 22% Thl. Br. und Gld., Juni⸗Juli 
nom. 


Sept. 


ai⸗Juni 167 


och immer kein rechter Anhalt Tenn der die Speculation ani⸗ 


Wetter: trübe. Thermometer 


Früh 0 Grad. Bei mittelmäßigen Zufuhren waren Getreidepreiſe am heuti⸗ 


gen 


42 


Markte gut behauptet, 
Weizen ſchwere Waare beachtet, vr. 84 Pfd. weiße bruchfreie Waare 61— 
66 Sgr., wenig erbrochene 52 — 56 Sgr., erwachſene 50 

bruchfreie Waare 58 60 Sgr., 
bis 46 Sgr., feinfte begab 

pr. 89 Pfd. 40 — 42 Sgr., feinſte Sorte bis 43 Sgr. bezahlt. — 0 


Sgr., gelbe 


wenig erbrochene 50 54 S 


er ſte 


Schlaglein feft. — Ravskuchen beachtet, 50 — 52 Sgr. pr. Cinr. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
— — N 
Weißer Weizen, alter 60. 6473 Erbfer ..... 4 58 62 
7 5 neuer 60-67 Wicken 2—64—70 
Gelber Welzen, alter 58-6468 Lupinen 456072 
er „ neuer 60 Bohnen . 70 7888 
Erwachſener Weizen 42—46—52 Sgr. pr. Sad & 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 23 40 41—43 Schlag⸗Leinſaat 155 — 175 193 
Berti, neue 31358 Winter⸗Rapßs 126 206 223 
Hafer, neur . 2825-27 Winter⸗Rübſen 73 198 
Kleeſaat ſtilles Geſchäſt, — rothe feſt, ordinäre 14%—17% Tolr., 


mittle 18% —20½ Thlr., feine 22% —25 

„ weiße ruhig, 
21 Thlr., hochfeine 22 
Thymothee ſchwach beachtet 


darüber 
feine 19 


Kartoffeln pr. Sack a! 


* 
155 


4 Uhr au 


Thlr., hochfeine 25 ½ 2 Ihr ad 


ordinäre 13—15 Thlr., minle 16— 15 

— 23 Thlr. pr. Centn A 

„ 12—14 Thlr. pr. Centner. 

8 Pfd. Netto 22— 26 Sgr., Metze 11 Sgr. 
or 

Rohes Rübdl pr. Ctr. loco 12 Thlr. Br. 

g 12 Thle. Br., Herbſt — — Thlr. — 

Tralles loco 12% Thlr., März 12% Thlr., 


Die Beerdigung der 
dem großen 
Große Feldgaſſe Nr. 2. 


er. 


der Börſe. . ar 
4 . Br., 
Nen 100 2 
Frübjabr 12% Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. 


Vertretung: Dr. Weis.) 
Friedrich) in Breslsu. 


: 5% 
Thl. 
3. Tbl. 
Jul 
ez. 


rau Aſſeſſor Wachler findet Mittwoch Nachmi ö 
irchhofe in der Nicolaivorſtadt ſtatt. wa 
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